
2. Zweiter Klagegrund: Verletzung des Grundrechts auf Gleich­
behandlung 

Die Klägerin macht zweitens geltend, in ihrem Grundrecht auf 
Gleichbehandlung im Sinne eines Willkürverbotes verletzt zu 
sein, denn sie werde als Biomolkerei daran gehindert, Biojoghurt 
mit Bio-Steviolglycosiden herzustellen und zu vertreiben, wäh­
rend ihren Konkurrenten, die Joghurt aus konventioneller Land­
wirtschaft anbieten, die Verwendung von Steviolglycosiden er­
laubt worden sei. Der Einsatz der Bio-Steviolglycoside als Le­
bensmittelzusatzstoff sei durch Art. 19 Abs. 2 Buchst. b der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 ( 3 ) verboten, demgemäß nur 
für Bioprodukte zugelassene Lebensmittelzusatzstoffe bei der 
Herstellung eingesetzt werden dürfen. Diese Zulassung sei weder 
in Art. 27 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 
889/2008 ( 4 ) noch durch die Aufnahme in die Positivliste des 
Anhangs VIII Abschnitt A dieser Verordnung erfolgt. Die Kom­
mission habe daher durch die Zulassung der Steviolglycoside 
nur als Lebensmittelzusätze rechtswidrig zugunsten der Anbieter 
konventioneller Produkte wettbewerbshindernd in den Markt 
eingegriffen. 

3. Dritter Klagegrund: Verletzung des Grundrechts auf Eigen­
tumsschutz und der Gewerbefreiheit 

Drittens beruft sich die Klägerin auf eine Verletzung ihres 
Grundrechts auf Eigentumsschutz und ihrer Gewerbefreiheit. 

4. Vierter Klagegrund: Begründungsmangel 

Die Verordnung Nr. 1131/2011 sei zudem unzureichend be­
gründet, da in den Begründungserwägungen nicht ausgeführt 
werde, warum die Steviolglycoside, die ausschließlich der Ge­
schmacksgebung, der Süßung und der Verleihung einer feinher­
ben Geschmacksnote dienten, als Lebensmittelzusatzstoffe be­
handelt werden. 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1131/2011 der Kommission vom 11. Novem­
ber 2011 zur Änderung von Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 
1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
Steviolglycosiden (ABl. L 295, S. 205). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Dezember 2008 über Lebensmittelzusatzstoffe 
(ABl. L 354, S. 16). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über 
die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 
ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. L 189, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 889/2008 der Kommission vom 5. September 
2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 
834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion 
und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen 
hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion, Kennzeich­
nung und Kontrolle (ABl. L 250, S. 1). 

Klage, eingereicht am 16. Januar 2012 — Hagenmeyer und 
Hahn/Kommission 

(Rechtssache T-17/12) 

(2012/C 89/44) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Kläger: Moritz Hagenmeyer (Hamburg, Deutschland) und An­
dreas Hahn (Hannover, Deutschland) (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt T. Teufer) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Kläger beantragen, 

— den Teil der Verordnung (EU) Nr. 1170/2011 der Kommis­
sion vom 16. November 2011 über die Nichtzulassung be­
stimmter gesundheitsbezogener Angaben über Lebensmittel 
betreffend die Verringerung eines Krankheitsrisikos (ABl. 
L 299, S. 1), der die von den Klägern beantragte Angabe 
„Die regelmäßige Aufnahme signifikanter Mengen Wasser 
kann das Risiko einer Dehydratation und eines damit ver­
bundenen Leistungsabfalls verringern“ betrifft, für nichtig zu 
erklären; 

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über nähr­
wert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel ( 1 ) 
sind gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel verboten, 
sofern sie nicht von der Kommission im Einklang mit der ge­
nannten Verordnung zugelassen und in eine Liste zulässiger 
Angaben aufgenommen wurden. 

Die vorliegende Klage richtet sich gegen die Verordnung (EU) 
Nr. 1170/2011 der Kommission vom 16. November 2011 über 
die Nichtzulassung bestimmter gesundheitsbezogener Angaben 
über Lebensmittel betreffend die Verringerung eines Krankheits­
risikos ( 2 ), soweit mit dieser die Aufnahme folgender zur Zu­
lassung beantragte Angabe über die Verringerung eines Krank­
heitsrisikos in die Liste zulässiger Angaben abgelehnt wurde: 
„Die regelmäßige Aufnahme signifikanter Mengen Wasser 
kann das Risiko einer Dehydratation und eines damit verbun­
denen Leistungsabfalls verringern“. 

Zur Stützung der Klage machen die Kläger neun Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Entbehrlichkeit der Benennung eines 
„Risikofaktors“
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Die Kläger rügen erstens, dass die Beklagte die Benennung eines 
„Risikofaktors“ für den Zulassungsantrag für verpflichtend er­
klärt habe, obwohl sich eine solche Pflicht aus der Verordnung 
Nr. 1924/2006 nicht ergebe. 

2. Zweiter Klagegrund: Nichtberücksichtigung der tatsächlichen 
Benennung eines „Risikofaktors“ im Zulassungsantrag 

Die Kläger rügen darüber hinaus, dass die Beklagte übersehen 
habe, dass die Kläger in ihren Formulierungsvorschlägen für die 
beantragte gesundheitsbezogene Angabe einen „Risikofaktor“ 
tatsächlich genannt hätten. 

3. Dritter Klagegrund: Verletzung des Grundsatzes der Verhält­
nismäßigkeit 

Die Kläger machen ferner geltend, dass die Verordnung 
Nr. 1170/2011 insgesamt unverhältnismäßig sei. 

4. Vierter Klagegrund: Fehlen einer ausreichenden Rechtsgrund­
lage 

Die angegriffene Verordnung entbehre nach Ansicht der Kläger 
außerdem einer ausreichenden Rechtsgrundlage, da sie sich auf 
die Vorschriften der Art. 17 i.V.m. Art. 14, Abs. 1, Buchst. a 
und Art. 10 Abs. 1 der Verordnung Nr. 1924/2006 stütze, 
welche ihrerseits gegen Unionsrecht und insbesondere gegen 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip verstießen. 

5. Fünfter Klagegrund: Unzulässiges Rechtssetzungsinstrument 

Die Kläger machen fünftens geltend, dass die Beklagte wesent­
liche Formvorschriften verletzt habe, indem sie statt der in der 
Verordnung Nr. 1924/2006 vorgesehenen Entscheidung eine 
Verordnung erlassen habe. 

6. Sechster Klagegrund: Verstoß gegen die Kompetenzvertei­
lung 

Die Kläger machen in diesem Zusammenhang geltend, dass die 
in der Verordnung Nr. 1924/2006 vorgesehene Kompetenzver­
teilung zwischen der Beklagten, der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit und dem Bundesamt für Verbraucher­
schutz und Lebensmittelsicherheit von der Beklagten im Ver­
fahren missachtet worden sei. 

7. Siebter Klagegrund: Keine fristgerechte Entscheidung 

Die Kläger rügen außerdem, dass die zwingenden zeitlichen 
Vorgaben für die Weiterleitung des Zulassungsantrags, die Er­
stellung der wissenschaftlichen Stellungnahme und den Erlass 
der Zulassungsentscheidung aus der Verordnung Nr. 
1924/2006 missachtet worden seien. 

8. Achter Klagegrund: Mangelhafte Berücksichtigung des Vor­
trags 

Die Kläger rügen ferner, dass die Beklagte wesentliche Formvor­
schriften verletzt habe, da sie bei ihrer Zulassungsentscheidung 
einen wesentlichen Teil des Vortrags der Kläger und verfahrens­
mäßig eingebundener interessierter Dritter nicht beachtet habe. 

9. Neunter Klagegrund: Mangelhafte Begründung 

Die Kläger rügen schließlich, dass die Beklagte ihrer Begrün­
dungspflicht nach Art. 296 Abs. 2 AEUV nicht ausreichend 
nachgekommen sei. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheits­
bezogene Angaben über Lebensmittel (ABl. L 404, S. 9). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 1170/2011 der Kommission vom 16. Novem­
ber 2011 über die Nichtzulassung bestimmter gesundheitsbezogener 
Angaben über Lebensmittel betreffend die Verringerung eines Krank­
heitsrisikos (ABl. L 299, S. 1). 

Klage, eingereicht am 17. Januar 2012 — Alfacam u. a./ 
Parlament 

(Rechtssache T-21/12) 

(2012/C 89/45) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Alfacam (Lint, Belgien), Via Storia (Schiltigheim, Frank­
reich), DB Video Productions (Aartselaar, Belgien), IEC (Rennes, 
Frankreich) und European Broadcast Partners (EUBROPA) (Aart­
selaar) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt B. Pierart) 

Beklagter: Europäisches Parlament 

Anträge 

Die Kläger beantragen, 

— die Entscheidung des Europäischen Parlaments vom 18. No­
vember 2011, mit der der Auftrag EP/DGCOMM/AV/11/11 
Los 1 Erbringung von Video-, Rundfunk- und Multimedia- 
Diensten — Leistungen, die beim Europäischen Parlament in 
Brüssel zu erbringen sind, an die Aktiengesellschaft belgi­
schen Rechts WATCH TV SA vergeben wurde, für nichtig 
zu erklären; 

— demzufolge die Entscheidung des Europäischen Parlaments, 
mit der das auf den zweiten Rang eingestufte Angebot für 
den Auftrag EP/DGCOMM/AV/11/11 Los 1 Erbringung von 
Video-, Rundfunk- und Multimedia-Diensten — Leistungen, 
die beim Europäischen Parlament in Brüssel zu erbringen 
sind, der vier erstgenannten, im Rahmen der Arbeitsgemein­
schaft EUROPEAN BROADCAST PARTNERS handelnden 
Kläger nicht angenommen wurde, für nichtig zu erklären; 

— dem Europäischen Parlament die Kosten des Verfahrens auf­
zuerlegen.
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